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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
— Drucksache 12/56 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Beitragssätze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung und bei der Bundesanstalt für Arbeit 


A. Problem 

Der zusätzliche Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente, 
insbesondere ün Gebiet der neuen fünf Bundesländer, und der 
soziale Schutz der Arbeitnehmer bei Arbeitslosigkeit und Kurz- 
arbeit erfordern erhebliche Finanzmittel. Um die notwendigen 
Ausgaben zu finanzieren, ist eine Verbesserung der Einnahmen- 
situation der Bundesanstalt für Arbeit notwendig. 

In der gesetzlichen Rentenversicherung (alte Bundesländer) steigt 
auf der Grundlage des geltenden Rechts und der Annahmen der 
Bundesregierung zur mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung ohne 
Beitragssatzänderung die Schwankungsreserve bis Ende 1991 auf 
43,3 Mrd. DM und bis Ende 1994 auf 69,3 Mrd. DM. Diese gute 
Finanzlage erlaubt es, den Beitragssatz zu senken. 


B. Lösung 

Der Beitragssatz in der gesetzlichen Rentenversicherung wird mit 
Wirkung vom 1. April 1991 um 1 Prozentpunkt gesenkt. Er beträgt 
dann in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten 
17,7 V. H. und in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
23,45 V. H. 

Durch den vom Ausschuß angenommenen Änderungsantrag wird 
sichergestellt, daß freiwillig Versicherte, die ihre Beiträge monat- 
lich abbuchen lassen, gegenüber denjenigen, die ihre Beiträge für 
das erste Quartal 1991 erst nach dem 31. März 1991 zahlen, nicht 
schlechtergestellt werden. 
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Der Beitragssatz bei der Bundesanstalt für Arbeit wird für die Zeit 
vom 1. April bis 31. Dezember 1991 um 2,5 Prozentpunkte auf 
6,8 V. H. angehoben. Ab 1. Januar 1992 wird der Beitragssatz um 
0,5 Prozentpunkte auf 6,3 v. H. gesenkt. 

Mehrheitsbeschluß 

Der Ausschuß hat dem Gesetzentwurf mit den Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen 
der Mitglieder der Fraktion der SPD in Abwesenheit der Mitglieder 
der Gruppen der PDS/Linke Liste sowie BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zugestimmt. 


C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hatte einen Antrag eingebracht, für Selbstän- 
dige, Freiberufler und Beamte einen Arbeitsmarktbeitrag einzu- 
führen, um sie so in die Pflicht zur Solidarität einzubinden. Darüber 
hinaus forderte die Fraktion der SPD mit ihrem Antrag, die Steuer- 
zahler zu einem angemessenen Finanzierungsbeitrag heranzuzie- 
hen. 


D. Kosten 

Durch die Erhöhung des Beitragssatzes bei der Bundesanstalt für 
Arbeit in der Zeit vom 1. April bis zum 31. Dezember 1991 auf ins- 
gesamt 6,8 V. H. entstehen Mehreinnahmen von 18,3 Mrd. DM. Im 
Jahre 1992 belaufen sich die Mehreinnahmen bei dem dann gel- 
tenden Satz von 6,3 v. H. auf 23 Mrd. DM. Schätzungen der Mehr- 
einnahmen für die folgenden Jahre der mittelfristigen Finanzpla- 
nung sind im Augenblick nicht möglich, da noch nicht übersehbar 
ist, welche Beitragssatzabsenkungen durch die zu erwartende bes- 
sere Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt möglich werden. 

Durch die Absenkung des Beitragssatzes in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung entstehen in der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten im Jahre 1991 Beitragsmindereinnahmen 
von 7,6 Mrd. DM; im Jahre 1992 betragen sie 12,2 Mrd. DM. In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung belaufen sich die Beitrags- 
mindereinnahmen im Jahre 1991 auf 0,1 Mrd. DM und im Jahre 
1992 auf 0,1 Mrd. DM; sie werden im Rahmen der Defizitdeckung 
durch den Bund ausgeglichen. Ab 1992 gilt im übrigen der Rege- 
lungsmechanismus des Rentenreformgesetzes, der u. a. vorsieht, 
daß der Beitragssatz so festzulegen ist, daß die voraussichtlichen 
Ausgaben gedeckt werden und am Jahresende eine Schwan- 
kungsreserve in Höhe einer Monatsausgabe erreicht wird. 

Die Gebietskörperschaften werden insofern mit Mehrkosten bela- 
stet, als sie in ihrer Arbeitgeberfunktion höhere Sozialversiche- 
rungsbeiträge für die Arbeiter und Angestellten zu tragen haben. 
Der Bund wird zusätzlich im zuvor genannten Umfang mit einem 
erhöhten Defizitausgleich zur knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung belastet. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

— den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
— Drucksache 12/56 — mit der Maßgabe anzunehmen, daß 
nach Artikel 3 folgender Artikel 3 a eingefügt wird: 

„Artikel 3 a 

Freiwillige Beiträge zur Rentenversicherung im Jahre 1991 

Bei der Zahlung von freiwilligen Beiträgen für die Monate Ja- 
nuar bis März 1991 gilt abweichend von den allgemeinen Rege- 
lungen über die Zahlung von Beiträgen zur freiwilligen Ver- 
sicherung ein Beitragssatz von 18,7 v. H." 

Bonn, den 27. Februar 1991 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Günther Heyenn Hans-Joachim Fuchtel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Hans-Joachim Fuchtel 


A. Allgemeiner Teil 
1. Zum Beratungsverfahren 

Der Gesetzentwurf ist in der 7. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 1. Februar 1991 dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung federführend, dem Finanz- 
ausschuß und dem Ausschuß für Wirtschaft zur Mitbe- 
ratung sowie zur Mitberatung und gemäß § 96 GO 
dem Haushaltsausschuß überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
Beratung in der 2. Sitzung am 1. Februar 1991 auf ge- 
nommen. ln der 3. Sitzung am 12. Februar 1991 wurde 
eine öffentliche Anhörung mit Vertretern aus dem 
Kreise der Sozialpartner, Rentenversicherungsträger, 
der Bundesanstalt für Arbeit und Einzelsachverstän- 
digen durchgeführt. Auf das stenographische Proto- 
koll sowie auf die als Ausschußdrucksachen verteilten 
Stellungnahmen der Sachverständigen wird Bezug 
genommen, ln seiner 4. Sitzung am 20. Februar 1991 
hat er die Beratung fortgesetzt und in seiner 5. Sitzung 
am 27. Februar 1991 abgeschlossen. 

Der mitberatende Finanzausschuß empfahl in seiner 
mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitglie- 
der der Fraktion der SPD angenommenen Stellung- 
nahme vom 20. Februar 1991, den Gesetzentwurf an- 
zunehmen. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft empfahl in 
seiner Stellungnahme vom 27. Februar 1991 mit den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der Frak- 
tion der SPD in Abwesenheit der Mitglieder der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
PDS/Linke Liste, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

Der Haushaltsausschuß empfahl in seiner Stellung- 
nahme vom 20. Februar 1991, den Gesetzentwurf an- 
zunehmen. Diese Empfehlung hat er mit den Stimmen 
der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der 
SPD bei Stimmenthaltung des Mitgheds der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und in Abwesenheit des 
Mitglieds der Gruppe PDS/Linke Liste angenommen. 
Gleichzeitig empfahl er, den Änderungsantrag, der 
auch im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung ein- 
gebracht worden war, anzunehmen. Den Bericht nach 
§ 96 GO wird er gesondert vorlegen. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung hat den Gesetzentwurf mit der vorstehend abge- 
druckten Änderung mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD und in 
Abwesenheit der Mitglieder der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste sowie der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN angenommen. 


IL Zum Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf sieht eine Anhebung der Beitrags- 
sätze zur Bundesanstalt in der Zeit vom 1. April 1991 
bis 31. Dezember 1991 um 2,5 Prozentpunkte und ab 
1. Januar 1992 eine Senkung um 0,5 Prozentpunkte 
vor. Gleichzeitig wird der Beitragssatz zur Rentenver- 
sicherung ab 1. April 1991 um 1 Prozentpunkt auf 
17,7 V. H. abgesenkt. 

Der von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP ein- 
gebrachte und angenommene Änderungsantrag stellt 
sicher, daß freiwillig Versicherte, die ihre Beiträge 
monatlich abbuchen lassen, gegenüber denjenigen, 
die ihre Beiträge für das erste Quartal 1991 erst nach 
dem 31. März 1991 zahlen, nicht schlechtergestellt 
werden. 


111. Zu den Beratungen im Ausschuß 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
wiesen darauf hin, daß der jetzige, schwierige Anpas- 
sungsprozeß in den neuen Bundesländern durch die 
jahrzehntelange sozialistische Mißwirtschaft verur- 
sacht sei. Die durch den Übergang von der Planwirt- 
schaft zur Marktwirtschaft besonders angespannte 
Lage auf dem Arbeitsmarkt in den neuen Bundeslän- 
dern mache erhebliche Anstrengungen erforderlich. 
Die Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
seien zu verstärken; allein 43,3 v. H. der im Etat der 
Bundesanstalt für 1991 eingestellten Mittel seien für 
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik vorgese- 
hen. Der größte Anteil entfalle mit 6,6 Mrd. DM auf 
Maßnahmen der beruflichen Fortbildung und Um- 
schulung im Beitrittsgebiet. Dort werde im Jahres- 
durchschnitt mit 352 000 Teilnehmern gerechnet. Für 
das alte Bundesgebiet werde mit 357 000 Teilneh- 
mern im Jahresdurchschnitt und Ausgaben in Höhe 
von 6,7 Mrd. DM gerechnet. Ausdrücklich zu begrü- 
ßen sei, daß bei der Umschulung und Qualifizierung 
Frauen besonders bedacht werden sollen. 

Die Finanzierung der offensiven Arbeitsmarktpolitik 
über die Arbeitslosenversicherung sei sachgerecht. 
Deswegen sei es der richtige Weg, durch eine maß- 
volle Erhöhung der Beiträge in der Arbeitslosenversi- 
cherung und Parallelmaßnahmen bei den Beamten 
die notwendige Finanzierungsgrundlage zu schaffen, 
um mit einem ideenreichen Konzept offensiver Ar- 
beitsmarktpolitik einen wirksamen Beitrag zur Besei- 
tigung der Arbeitslosigkeit in den neuen Bundeslän- 
dern zu erbringen. Die Mitglieder der Fraktion der 
FDP lehnten die von der Fraktion der SPD geforderte 
Arbeitsmarktabgabe für Selbständige und Beamte so- 
wohl aus verfassungsrechtlichen Gründen als auch 
deshalb ab, weil diese Personengruppen keinen An- 
spruch auf Leistung hätten und es sich um eine fremd- 
nützige Sonderabgabe handele. 
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Zu unterstreichen sei, daß als Ergebnis der guten kon- 
junkturellen Entwicklung in der Bundesrepublik, die 
maßgeblich durch die Politik der Bundesregierung 
mitbestimmt worden sei, die Überschüsse in der Ren- 
tenversicherung ein Rekordniveau erreicht hätten. 
1990 habe sich die Rücklage um 7,5 Mrd. DM auf 
33 Mrd. DM erhöht. Bei unveränderten Beitragssät- 
zen sei 1991 ein weiteres Anwachsen um 10 Mrd. DM 
zu erwarten. Durch die Beitragssatzsenkung um 
1 Prozentpunkt solle diese erfreuliche Entwicklung 
den Beitragszahlern zugute kommen. Durch die Ge- 
sundheitsreform seien die Beitragssätze zur Kranken- 
versicherung gesenkt worden, so daß sich die Bela- 
stung der Arbeitnehmer mit Sozialversicherungsbei- 
trägen insgesamt in Grenzen halte. Die Anhörung 
habe im übrigen bestätigt, daß die Finanzierung der 
Instrumente einer aktiven Arbeitsmarktpolitik über 
die Bundesanstalt für Arbeit hilfreich und daher rich- 
tig für die Verbesserung der Situation sei. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD bezeichne ten die 
massive Beitragssatzsteigerung zur Bundesanstalt für 
Arbeit um 58 v. H. als Verstoß gegen das Gebot sozia- 
ler Gerechtigkeit. Durch die völlig einseitige Bela- 
stung der Beitragszahler werde die Umverteilung von 
unten nach oben fortgesetzt. Die Überwindung der 
tiefen Spaltung des Arbeitsmarktes zwischen West- 
und Ostdeutschland sei eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, nicht eine der beitragszahlenden Versicher- 
ten sondern der Steuerzahler. Das habe auch die Bun- 
desregierung im letzten Jahr immer wieder erklärt. 
Die Fraktion der SPD — wie auch die Tarifvertrags - 
Parteien und der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung — forderten, mit der Einführung einer 
Arbeitsmarktabgabe Beamte und Selbständige zur Fi- 
nanzierung der Arbeitsförderung heranzuziehen. 
Nach Auffassung der Mitglieder der Fraktion der SPD 
müßten hinsichtlich der steuerfinanzierten Defizithaf- 
tung die Besserverdienenden stärker herangezogen 
werden. Die Begründungen der Mitglieder der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP seien höchst wider- 
sprüchlich gewesen. Zunächst sei darauf hingewiesen 
worden, daß durch höhere Lohn- und Einkommen- 
steuern die Investition s-, Leistungs- und Innovations- 
bereitschaft geschwächt würden. Im Verlauf der Bera- 
tungen sei von dieser Auffassung Abstand genommen 
worden. 

Nach Auffassung der Mitgheder der Fraktion der SPD 
hätte das Defizit der Bundesanstalt für Arbeit von über 
20 Mrd. DM wesentlich verringert werden können, 
wenn rechtzeitig im letzten Jahr die notwendigen 
strukturpolitischen Maßnahmen im Gebiet der jetzi- 
gen neuen Länder zustande gekommen wären. Durch 
die massive Beitragssatzsteigerung seien die Lohnne- 
benkosten erhebhch angestiegen. Dadurch würden 


vor allem lohn- und mithin beschäftigungsintensive 
Klein- und Mittelbetriebe stark belastet, Beschäfti- 
gung werde also behindert. Besonders zu kritisieren 
sei, daß die Umsetzung des im Sommer 1990 vom 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung und 
der Abteilung Arbeitsmarktpolitik der Bundesanstalt 
für Arbeit erarbeitete Eventualprogramm zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit in der damaligen DDR 
von der Bundesregierung verhindert worden sei. In 
dieser Kritik sehe man sich durch die Ausführungen 
der Sachverständigen in der Anhörung voll bestä- 
tigt. 

Die Beitragssatzsenkung in der Rentenversicherung 
bringe nur eine temporäre Entlastung. Noch nicht ab- 
schätzbar seien die Probleme, die durch die Zusam- 
menführung der Rentenversicherungssysteme West 
und Ost zu erwarten seien. 


B. Besonderer Teil 

Soweit die Einzelvorschriften des Gesetzentwurfs 
— Drucksache 12/56 — übernommen wurden, wird 
auf die Begründung verwiesen. Zu der aufgrund der 
Beratung beschlossenen Änderung wird auf folgen- 
des hingewiesen; 

Die Beitragssatzsenkung von 18,7 v. H. auf 17,7 v. H. 
ab 1, April 1991 führt bei der freiwilligen Versiche- 
rung zu einer Ungleichbehandlung der Versicherten. 
Die Versicherten, die nicht am monatlichen Konten- 
abbuchungsverfahren teilnehmen, sondern durch 
Einzelüberweisung ihre Beiträge zahlen, können 
nach geltendem Recht am Ende eines Jahres freiwil- 
lige Beiträge für alle Monate dieses Jahres zu dem 
Beitragssatz einzahlen, der im Zeitpunkt der Zahlung 
gilt. Demgegenüber hätten bei der unterjährigen Bei- 
tragssatzsenkung im Jahr 1991 die Versicherten, die 
im Rahmen des Kontoabbuchungsverfahrens ihre frei- 
willigen Beiträge, wie grundsätzlich alle Pflichtversi- 
cherten auch, monatlich zahlen, bis 31. März Bei- 
träge auf der Grundlage eines höheren Beitragssatzes 
zu zahlen. Durch die nunmehr vorgesehene Regelung 
wird erreicht, daß alle Personen, die für das Jahr 1991 
vom Recht der freiwilligen Versicherung gemäß 
§ 1233 RVO (§ 10 AVG) Gebrauch gemacht haben 
oder noch Gebrauch machen werden, gleichbehan- 
delt werden, unabhängig davon, wann sie ihre Bei- 
träge für das Jahr 1991 zahlen. Beitragszahlungen 
aufgrund von Sondervorschriften des Rechts der 
Nachentrichtung für besondere Personengruppen 
oder des Versorgungsausgleichs bleiben hiervon un- 
berührt. In diesen Fällen bleibt der Beitragssatz maß- 
gebend, der im Zeitpunkt der Zahlung gilt. 


Bonn, den 27. Februar 1991 


Hans-Joachim Fuchtel 

Berichterstatter 
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